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1. Der VSB empfiehlt mit Nachdruck, den Artikel 1, §2 Absatz 5unterhalb b) zu strei-

chen. 

Begründung: 

Sollte das „Gleichstellungsfortentwicklungsgesetz“ – GleiFoGmilPers (derzeit 

noch SGleiG) im Kriegsfall bzw. im Falle der Landes- und/ oder Bündnisverteidi-

gung seine Wirkung verlieren, finden sämtliche Regelungen in Bezug auf die 

Gleichstellung von Soldatinnen der Bundeswehr und die Vereinbarkeit von Fami-

lie und Dienst keine Anwendung mehr. 

In der Folge ist mit einer hohen Anzahl an Kriegsdienstverweigerern oder Kündi-

gungen von militärischem Personal der Bundeswehr zu rechnen, da Soldaten und 

Soldatinnen auch Eltern sind, die im Kriegsfall mit wesentlichen Einschnitten bei 

der Betreuung ihrer Kinder und zusätzlichen dienstlichen Nachteilen aufgrund der 

fortan bestehenden Notwendigkeit der Betreuung ihrer Kinder rechnen müssen. 

Besonders betroffen werden dabei erfahrungsgemäß sein Alleinerziehende, Sol-

datenehepaare mit Kindern, Soldatinnen und Soldaten mit Partnern bzw. Ehe-

partnern aus systemrelevanten Berufen. 

Der VSB ist davon überzeugt, dass die Anwendung des GleiFoGmilPers, so wie 

sie bisher praktiziert wird, ganz wesentlich zur Attraktivität der Bundeswehr bei-

trägt. Eine vollständige Aussetzung des GleiFoGmilPers wird zu schwer kompen-

sierbaren Personalverlusten in der Bundeswehr führen. Daher empfiehlt der VSB 

mit Nachdruck Maßnahmen zu etablieren, die Eltern im Kriegsfall so entlasten, 

dass Kriegsdienst unter Gewährleistung der Wahrung des Kindeswohls geleistet 

werden kann. 

2. Ferner wird empfohlen, den Artikel 1, § 3 Absatz 5 komplett zu streichen. 

Begründung: 

Die damalige Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer hat dem 

Vorhaben, das heftige Reaktionen innerhalb der Bundeswehr ausgelöst hatte, be-

reits im September 2020 eine Absage erteilt. Staatssekretär a.D. Dr. Peter Tau-

ber hatte im Verteidigungsausschuss bekanntgegeben, dass die Ministerin ent-

schieden habe, das Vorhaben nicht weiter zu verfolgen. 
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Auch den VSB erreichten dazu zahlreiche Appelle, sich gegen das Vorhaben zu 

stemmen. Auffällig dabei: Überdurchschnittlich viele Frauen u. Männer außerhalb 

der Bundeswehr beteiligten sich an der Diskussion. Eine durch den VSB durchge-

führte Stichprobe ergab, dass über 90 % der Soldatinnen und Reservistinnen ge-

gen die Einführung „gegenderter Dienstgrade“ - sie betrifft es ja zuallererst - sind! 

Innerhalb von Armeen braucht es keiner Sonderbehandlung einzelner Gruppen 

von Soldaten oder Soldatinnen. Im Gegensatz dazu sind Werte wie Zusammen-

halt und bedingungsloses Vertrauen in Extremsituationen das höchste Gut der 

Kameradschaft, das über eine lange und/oder sehr intensive gemeinsame Zeit 

entsteht. 

Die Verwendung derselben Dienstgrade tragen aus Sicht des VSB wesentlich zur 

Stärkung des Zusammengehörigkeitsgefühls bei. Eine erneute Sonderbehand-

lung von Soldatinnen in Form von weiblichen Dienstgraden würde dem System 

Bundeswehr daher mehr schaden, als dass es dienlich sein könnte. 

Darüber hinaus haben wir keine inhaltlichen Anmerkungen.  

Mit der Veröffentlichung unserer Stellungnahme sind wir einverstanden. 

Gerne stehen wir Ihnen für Rückfragen zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 
 




